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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

04.11.1963 

Geschäftszahl 

1936/62 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

0481/63 

Rechtssatz 

Bei der Beurteilung eines Ansuchens um die Erteilung einer Baubewilligung gegen Widerruf hat die 
Behörde zunächst zu untersuchen, ob vom Antragsteller für die Erteilung einer solchen 
Ausnahmebewilligung angeführte oder noch aus seinem Vorbringen im Zusammenhang mit der jeweils 
gegebenen Situation erkennbare besondere Gründe vorliegen. Sind solche Ausnahmegründe gegeben, 
dann hat die Behörde weiters zu prüfen, ob, ungeachtet dieses Umstandes, öffentliche, in der Bauordnung 
begründete Rücksichten einer Ausnahmegewährung entgegenstehen. Solche öffentliche Rücksichten 
können auch darin gelegen sein, daß die Erteilung der Ausnahmebewilligung dazu führen könnte, daß die 
Behörde, will sie sich nicht dem Vorwurf einer willkürlichen Handhabung des Ermessens aussetzen, auch 
in anderen gleichartigen Fällen eine Ausnahmebewilligung erteilen müßte. 
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